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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Das Thema Lobbying wurde im Jahr 2015 – nicht nur aufgrund der im Monat Mai
losgetretenen sogenannten «Kasachstan-Affäre» – ein medial breit begleitetes
Politikum. Angeprangert wurde dabei insbesondere die geringe Transparenz, die bei
der Interessenvertretung im Bundeshaus herrsche. 
Die Aargauer Zeitung zeigte schon im Januar am Beispiel von Thomas Borer auf – der
Ex-Botschafter soll im Auftrag eines russischen Oligarchen versucht haben,
Parlamentsmitglieder zu beeinflussen –, welche Lobbyisten-Praktiken zwar nicht
verboten, aber umstritten seien: die Verschleierung des Auftraggebers, übertriebene
Zuwendungen, Vergabe von Mandaten an Parlamentarierinnen und Parlamentarier
durch die Privatwirtschaft, entgeltliches Anbieten der Badges, von denen
Parlamentsmitglieder jeweils zwei vergeben können oder lobbyistisches Wirken
ehemaliger Bundesbeamter und ehemaliger Parlamentarierinnen und Parlamentarier,
die ihr Zutrittsrecht behalten. Insgesamt gebe es rund 500 Interessenvertreter, so
rechnete die Luzerner Zeitung vor, die entweder mit einem Badge, einem Tagesausweis
– jedes Parlamentsmitglied darf pro Sessionstag zwei weitere Zutritte vergeben – oder
einer Medienakkreditierung ins Bundeshaus gelangen. Dass Letztere wohl auch für
Lobbyismus verwendet werde, berichtete die Sonntagszeitung im Januar: Stefan Wild
wirke als Interessenvertreter des Apothekerverbandes TopPharm, gelange aber als
Medienvertreter ins Bundeshaus. Wild, der auch im Vorstand der Schweizer Public
Affairs Gesellschaft (SPAG) sitzt, schreibe freilich auch Berichte für das
Branchenmagazin von TopPharm. 
Gegen Intransparenz hatten sich schon 2014 eine Handvoll Parlamentarierinnen und
Parlamentarier mit – allerdings bisher erfolglosen – Vorstössen stark gemacht. Mit dem
Verein «Lobbywatch» machte sich 2015 auch ein loser Verband von Medienschaffenden
daran, mehr Licht ins Dunkel der verschiedenen Einflusswege zu bringen. Darüber
hinaus setzte die SPAG eine Kommission ein, die über die Einhaltung der seit 2014
geltenden Regeln wachen soll. So müssen Interessenvertreterinnen und -vertreter, die
Mitglied bei der SPAG sind, deklarieren für wen sie in welcher Funktion lobbyieren.
Häufig würden Lobbyistinnen und Lobbyisten nämlich einfach als Gast oder persönliche
Mitarbeiter ausgewiesen, wusste der Blick zu berichten. Ende August entfernte die
SPAG 15 der rund 230 Mitglieder aus ihrem Register, weil diese der Offenlegungspflicht
nicht nachgekommen seien. 
Immer mehr Parlamentarierinnen und Parlamentarier begannen sich, wohl auch
aufgeschreckt durch die eingangs erwähnte «Kasachstan-Affäre», am System zu stören.
20 Ratsmitglieder gaben zu Protokoll, ihre Badges nicht (mehr) zu verteilen. Das
«Göttisystem» sei nicht mehr zeitgemäss und die Wandelhalle könne von den
Parlamentsmitgliedern während einer Session gar nicht mehr benutzt werden, um
gegenseitige Gespräche zu führen, gab etwa Thomas Aeschi (svp, ZG) dem Tages-
Anzeiger zu Protokoll und Andrea Caroni (fdp, AR) sprach in der Appenzeller Zeitung von
einem unwürdigen «Badge-Basar». 
Die «Kasachstan-Affäre» sorgte für eine rasante Zunahme der Medienaufmerksamkeit
zum Thema Lobbying. Neben Empörungsbewirtschaftung waren freilich auch Stimmen
zu hören, welche die Interessenvertretung als eminent wichtig für die Politik
verteidigten: Milizparlamentarierinnen und -parlamentarier seien auf Expertenwissen
und auf Denkanstösse von verschiedenen Seiten angewiesen. Ohne Lobbying würde die
Schweizer Politik nicht funktionieren, zeigten sich etwa die Journalistin Doris Kleck
oder der Politikwissenschafter Fritz Sager im Tages-Anzeiger überzeugt. Es sei nicht
mehr als legitim, dass ein Verband oder eine Firma aktiv versuche, Entscheide
mitzugestalten, von denen ihre Geschäftstätigkeit betroffen sei. Die Teilnahme am
politischen Prozess sei ein «Wesensmerkmal einer funktionierenden Demokratie»
nahm Walter Stüdeli, Geschäftsführer einer Lobbying-Agentur, den Ball weiter auf. 
In einem Beitrag in der Südostschweiz Anfang Februar hatte auch der Bündner
Nationalrat Heinz Brand (svp, GR) versucht, die Zusammenarbeit zwischen
Parlamentsmitgliedern und Interessenvertreterinnen und -vertretern zu beschreiben.
Es sei zwar richtig, dass während der Session zahlreiche Branchen, aber auch
Wirtschaftsregionen und Kantone mit Anlässen um die Aufmerksamkeit der
Parlamentarierinnen und Parlamentarier buhlten – oft könne man am Mittag oder am
Abend «zwischen vier oder fünf Anlässen auswählen» –, diese Veranstaltungen dienten
aber nicht dazu, die Parlamentsmitglieder für spezifische Interessen einzuspannen,
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sondern man erhalte dabei eine gute Gelegenheit, sich aus erster Hand zu informieren.
Essen und Trinken sei dabei eher lästige Pflicht – der Sonntagsblick machte die Session
denn auch kurzerhand zur «Fression».
Die Forderung nach mehr Transparenz verstummte hingegen nicht, auch wenn Klaus J.
Stöhlker sie in der Weltwoche als Illusion bezeichnete. Für La Liberté war Transparenz
zur «exigence essentielle» geworden. Freilich gerieten nicht nur die Lobbyisten,
sondern auch die Parlamentarierinnen und Parlamentarier in den Fokus, die selber als
wichtigste Interessenvertreterinnen und -vertreter fungieren. Dies zeige sich etwa –
wie das St. Galler Tagblatt während der Frühjahrssession vorrechnete – bei der
Landwirtschaftspolitik. 3.6 Prozent im ersten Sektor Beschäftigte würden 0.7 Prozent
der Bruttowertschöpfung erbringen. Der Bund gebe aber am sechstmeisten für die
Landwirtschaft aus, was wohl auch damit zu tun habe, dass 13 Prozent der
Nationalrätinnen und Nationalräte im Agrarsektor arbeiteten – ein Umstand, der auch
dem Alkoholgesetz in der Sommersession in «unverschämter Weise» (Aargauer Zeitung)
zum Erfolg verholfen habe. 
Die NZZ schaute sich im Juli die öffentlich zugänglichen Interessenbindungen genauer
an und kam zum Schluss, dass über hundert Verbände ihren Präsidenten oder ihre
Präsidentin im Parlament hatten. Auf Anfrage der Zürcher Zeitung legten insbesondere
jüngere und rot-grüne Parlamentarierinnen und Parlamentarier ihre Einkünfte aus
solchen Nebenmandaten offen, während sich eine grosse Mehrheit der bürgerlichen
Parteimitglieder «in Schweigen hüll[t]en». 
Le Temps zeigte Ende August in einer weiteren Analyse der Anzahl Interessenbindungen
auf, dass diese Zahl in den letzten Jahren zugenommen habe – von total 1'876 im Jahr
2010 auf aktuell 2'025 (2015). In einem Fraktionsvergleich zeigte sich, dass in der
aktuellen Legislatur die FDP mit 11.95 Mandaten pro Parlamentssitz am stärksten mit
verschiedenen Interessengruppen verknüpft ist, gefolgt von der CVP (9.63) und der BDP
(9.1). Die SP (7.56) ist laut Le Temps stärker verbandelt als die SVP (6.33). Schlusslichter
bilden die GLP mit 6.14 bzw. die Grünen mit 6.12 Interessenbindungen pro
Fraktionsmitglied. Freilich sage die schiere Zahl an Verbindungen noch nichts über den
tatsächlichen Einfluss von Interessenorganisationen aus, so Le Temps.  
Ebenfalls zum Thema wurde bald auch, wie viel Geld Parlamentarierinnen und
Parlamentarier für die Interessenvertretung mittels Verwaltungsratsmandaten
verdienten und welche Geschenke und Einladungen sie von wem erhalten – Themen,
die auch Eingang in die nunmehr wesentlich virulenter geführte Diskussion über die
parlamentarischen Vorstösse für mehr Transparenz fanden (z.B. Pa.Iv. 14.472 oder Pa.Iv.
15.437). Gewarnt wurde aber zusehends auch davor, dass mehr Transparenz auch zu
mehr Professionalisierung führen könne.
Nicht in der Politik, sondern in der Verwaltung machte die Weltwoche die stärkste
Beeinflussung von Politik aus: Dort werde die Gesetzgebung nämlich am meisten
beeinflusst. Ruedi Noser (fdp, ZH) merkte dazu in der NZZ an, dass Lobbying als
wichtige Informationsquelle auch als Gegengewicht zur starken Verwaltung wirken
könne. Es sei wichtig, dass Politikerinnen und Politiker gut vernetzt seien, gab Joachim
Eder (fdp, ZG) der Luzerner Zeitung zu Protokoll. 
Auch wenn in der zweiten Jahreshälfte, also nach dem Abflauen der «Kasachstan-
Affäre» das Medieninteresse wieder stark abnahm, dürfte die Berichterstattung doch
auch zu einer gesellschaftspolitischen Sensibilisierung geführt haben. Le Temps
prognostizierte denn auch im Dezember, dass die neu gewählten Parlamentarierinnen
und Parlamentarier wohl vorsichtiger mit Interessenvertretungen umgehen werden. 1

Die Diskussionen um das Milizsystem hielten auch 2015 an. Laut einer Studie von Avenir
Suisse hat in den letzten Jahren das zivilbürgerliche Engagement stark abgenommen
und zwar nicht nur in Vereinen, sondern auch in der Politik. Da diese immer komplexer
und anspruchsvoller werde, finde man auf nationaler Ebene praktisch keine
Milizpolitikerinnen und -politiker mehr; auf kantonaler Ebene nehme die
Professionalisierung ebenfalls zu: Mehr als die Hälfte der kantonalen Politikerinnen und
Politiker würden mehr als 10 Stunden pro Woche für die politische Arbeit aufwenden.
Am meisten mit dem abnehmenden Engagement zu kämpfen habe die kommunale
Ebene, wo vor allem in den Kleinstgemeinden kaum noch politischer Wettbewerb
herrsche. Der Think-Tank schlug als Gegenmassnahme einen obligatorischen,
allgemeinen Bürgerdienst vor – laut der Zeitung Le Temps scheine allerdings sogar
Avenir Suisse «peu convaincu» vom eigenen Vorschlag zu sein: Auf Rückfrage der
Zeitung habe nämlich sogar der Direktor von Avenir Suisse, Gerhard Schwarz,
zugegeben, dass das Hauptproblem, nämlich die Erosion von Werten wie Bürgersinn
oder Solidarität, auch mit einem Bürgerdienst wohl kaum zu lösen sei.  
Weiter angeheizt wurde die Diskussion um den «Mythos» Milizparlament bzw. die
Frage, ob sich politische Arbeit überhaupt noch in Teilzeitpensen bewältigen lasse
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(Tages-Anzeiger), durch den Rücktritt von Alec von Graffenried (gp, BE) aus dem
Nationalrat. Als Grund für die Niederlegung seines Mandats gab der Berner Politiker an,
das politische Amt, seinen Beruf, seine Verbandstätigkeit und Zeit mit seiner Familie
nicht mehr unter einen Hut zu bringen.  
Im Juli versuchte schliesslich auch Economiesuisse eine Lanze für das Milizparlament zu
brechen. Es gebe leider immer weniger Unternehmer in Bundesbern, die aber als
solche wichtige ökonomische Inputs liefern könnten. Der Verband appellierte deshalb
an Unternehmen, das mittlere und obere Kader bei der politischen Arbeit zu
unterstützen. Das Milizsystem als Pfeiler des Erfolgs der Schweiz könne so wieder
gestärkt werden, gab etwa Heinz Karrer der Tribune de Genève zu Protokoll. 2

Eine Halbierung der Bezüge von Parlamentsmitgliedern fordert Roger Köppel (svp, ZH)
mit einer parlamentarischen Initiative. Die «verhängnisvolle Entwicklung», die immer
weiter weg vom eigentlichen Milizparlament führe, solle damit aufgehalten werden, so
der Zürcher SVP-Parlamentarier. Die Höhe der aktuellen Entschädigungen führe dazu,
dass immer weniger Parlamentarierinnen und Parlamentarier noch einem Beruf
nachgingen. Es gäbe je länger je mehr nur noch «Berufspolitiker» oder «privatisierende
Millionäre», aber kaum mehr «Selbstverantwortliche, aktive Unternehmer oder echte
Angestellte». Die Entschädigungen würden zudem einen Anreiz für unnötige und
ausufernde Sitzungen bieten. Köppel, der mit seinem Vorstoss einen altbekannten
Vorschlag von Christoph Blocher aufnahm, schlug konkrete Zahlen vor, die der Hälfte
der aktuell im Parlamentsressourcengesetz aufgeführten Beträge entsprechen: CHF
13'000 Jahreseinkommen für die Vorbereitung der Ratsarbeit; CHF 220 Taggeld; CHF
220 Entschädigung für die Kommissionspräsidien; CH 110 Entschädigung für
Berichterstattung. Diese Ressourcen sollen zudem steuerbar sein. Auch die
steuerfreien Zulagen für die Rats- bzw. Vizepräsidien sollen auf CHF 22'000 bzw. CHF
5'500 gekürzt werden. Explizit ausnehmen wollte Köppel Bereiche, die bereits von
anderen Vorstössen ins Visier genommen wurden: Bezüge für Mahlzeiten,
Mitarbeitende, Übernachtungen oder Reisen. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.12.2017
MARC BÜHLMANN

Die Diskussionen um das Milizsystem wurden Anfang 2016 durch eine Ankündigung von
Christoph Blocher, eine Initiative zur Abschaffung des Berufsparlaments lancieren zu
wollen, neu entfacht. Massnahmen gegen die «Classe politique» hätten im Parlament
keine Chance, deshalb wolle er ein Volksbegehren lancieren, mit dem die Bezüge der
Parlamentsmitglieder gekürzt werden sollten. Ein Pauschalsalär – Blocher forderte CHF
50'000 – solle die verschiedenen Vergütungen zwischen CHF 120'000 und 150'000
ersetzen. Die Forderung, die Blocher bereits kurz nach seinem Rücktritt aus dem
Nationalrat gestellt hatte, wolle er als Privatmann realisieren. 
In den Medien wurden Parlamentsmitglieder zum Vorschlag befragt: Während Roland
Büchel (svp, SG) die Idee unterstützte und darauf hinwies, dass im Parlament Leute
sitzen müssten, die daneben arbeiten und «im realen Leben verankert sind», gab
Sebastian Frehner (svp, BS) zu bedenken, dass mit der Lohnsenkung auch der
Arbeitsaufwand gesenkt werden müsste. Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL)
hingegen hielt in Anbetracht von Aufwand und Ertrag die momentane Entschädigung für
angemessen und Beat Jans (sp, BS) warnte, dass er mit weniger Entschädigung und
weniger Zeit eine Vorlage wohl nicht mehr genau prüfen könne. Im Gegensatz zu Peter
Keller (svp, NW), der vor immer mehr «verkappten Berufspolitikern» warnte, die durch
Annahme von Mandaten nicht nur den Milizgedanken untergruben, sondern sich
dadurch auch abhängig machten, hielt Jacqueline Badran (sp, ZH) eine genügende
Entschädigung von Parlamentsmitgliedern für die eigentliche Bedingung politischer
Unabhängigkeit. Ansonsten müsste man sich entweder in den Sold der Wirtschaft
begeben oder sonst könnten sich nur noch Reiche wählen lassen. 
Die Medien zitierten zudem verschiedene Studien, die zeigten, dass das Milizparlament
«längst ein Mythos» sei, da es aufgrund der Komplexität der Geschäfte kaum mehr
möglich sei, nebenamtlich Politikerin oder Politiker zu sein. Es wurde auch darauf
hingewiesen, dass die Schweiz im internationalen Vergleich ein sehr kostengünstiges
Parlament habe. Eine neue, Ende 2016 erschienene Studie aus Lausanne (Pilotti 2017)
zeigte, dass im Zeitraum von 1910 bis 2016 sowohl eine Professionalisierung des
Parlaments als auch eine zunehmende Demokratisierung der Rekrutierung der
Mitglieder im Sinne einer Öffnung für neue soziale Schichten stattgefunden hat.
Diskutiert wurde auch die gesellschaftliche Unterstützung der Milizidee: Das
Milizsystem sei auch deshalb unter Druck, weil es zwar überall gelobt werde, aber die
Milizarbeit vor allem auch auf lokaler Ebene kaum honoriert werde. Immer weniger
Menschen seien bereit, politische Freiwilligenarbeit zu übernehmen. Dies werde zudem
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von den meisten Arbeitgebern auch nicht sonderlich unterstützt. Gefordert wurden
etwa flexible Arbeitszeiten oder die Möglichkeit für Home-Office. 4

Als «kontraproduktiv» bezeichnete das Büro-NR in seinem Bericht die
parlamentarische Initiative Köppel (svp, ZH), mit der die Halbierung der Bezüge von
Parlamentsmitgliedern gefordert wurde. Das bestehende Entschädigungssystem wahre
nicht nur den Milizgedanken, sondern erlaube auch eine effiziente und sachliche
Behandlung der Ratsgeschäfte. Beides sei mit einer Halbierung der Bezüge nicht mehr
gewährleistet, da die Gefahr bestehe, dass nur noch Personen ein Parlamentsmandat
übernehmen würden, die nicht auf Einkommen angewiesen seien – im Bericht des
Büros wurde vor einem «Mandat als Hobby» gewarnt – oder mit ihrem Beruf bereits
eine starke Politikorientierung hätten, wie es beispielsweise bei Verbands- oder
Gewerkschaftsvertretenden der Fall sei. Das Büro verwies zudem auf seine Idee einer
Pauschalregelung, die freilich in der Zwischenzeit zurückgezogen worden sei. 
Eine aus den drei SVP-Mitgliedern bestehende Büro-Minderheit monierte hingegen,
dass die heutige Entschädigung einer gut bezahlten Vollzeitstelle im Berufsleben
entspreche und damit der Entwicklung hin zu einem Berufsparlament Vorschub
geleistet werde. Nur eine Halbierung würde Anreize setzen, dass Parlamentarierinnen
und Parlamentarier wieder vermehrt einem Beruf ausserhalb des Parlaments
nachgehen würden. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.11.2018
MARC BÜHLMANN

Volksrechte

Die Chancen von «Civic Tech» nutzen will Damian Müller (fdp, LU). Der Luzerner
Kantonsvertreter bemängelt die Strategie des Bundesrates für eine digitale Schweiz, die
im gleichnamigen Bericht lediglich E-Voting als Instrument für eine Bereicherung der
politischen Partizipation mittels Digitalisierung betrachte. Der Begriff «Civic
Technology» bezeichnet Informationstechnologien mit denen das politische
Engagement und die Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern gefördert werden soll.
Müller regte an, dass der Bundesrat in einem durch sein Postulat verlangten Bericht
darlegt, welche weiteren Möglichkeiten es gäbe: Digitale Technologien könnten zum
Beispiel auch die Anhörungen und Vernehmlassungen oder die Interaktion mit
Behörden sowie mit Politikerinnen und Politikern vereinfachen. Eine Weiterentwicklung
des demokratischen Systems, auch ausserhalb von E-Voting und E-Government, sei
zwingend nötig. 
Der Bundesrat begrüsste das Postulat und schlug vor, einen gemeinsamen Bericht zum
Postulat Müller und zum im Nationalrat bereits im Mai 2017 angenommenen Postulat
Hausammann (Po. 17.3149) zu verfassen. Markus Hausammann (svp, TG) hatte damals
angeregt, die Vernehmlassungsverfahren effizienter zu machen. Bundeskanzler
Thurnherr machte in der Debatte freilich darauf aufmerksam, dass Digitalisierung kein
Selbstzweck sei und man immer auch abwägen müsse, was an Zeit zu gewinnen und an
Gehalt zu verlieren sei. Demokratie dürfe nicht mit dem «Messen der politischen
Tageslaune» verwechselt werden. Der Rat nahm das Postulat stillschweigend an. 6

POSTULAT
DATUM: 27.02.2018
MARC BÜHLMANN

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Verschiedentlich wurde 2016 die Idee von Losentscheiden in der Demokratie
diskutiert. So schlug etwa der an den Solothurner Literaturtagen auftretende belgische
Historiker David van Reybrouck vor, Wahlen gänzlich durch Losentscheide zu ersetzen.
Eine Ursache der aktuellen Krise der repräsentativen Demokratie sah der Autor von
«Gegen Wahlen. Warum abstimmen nicht demokratisch ist» im Wahlakt selber. Statt
eines Parlaments soll ein Bürgerinnen- und Bürgergremium, das aus der Bevölkerung
ausgelost werde, über politische Sachgeschäfte entscheiden. Neben
Chancengleichheit, besserer Repräsentation und mehr Nähe zur Bürgerschaft
versprach sich der Autor eine stärkere Konzentration auf Sachpolitik, weil niemand um
eine Wiederwahl kämpfen müsste. Kritiker wandten ein, dass ausgeloste Laien – wenn
diese das Los überhaupt akzeptierten – wohl noch viel stärker von Lobbyierenden
beeinflusst würden als gewählte Milizpolitikerinnen und -politiker. Die fehlende Angst
vor einer Wiederwahl erhöhe zudem die Gefahr von Korruption, da eine Kontrolle durch
eine mögliche Abwahl wegfiele. 
Die Befürworterinnen und Befürworter von Zufallsverfahren fügten Erfahrungen aus
Irland ins Feld, wo ein Komitee aus ausgelosten Bürgerinnen und Bürgern eine
Verfassungsreform zum Thema Abtreibung mitgestaltet hatte, die 2015 erfolgreich eine
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Volksabstimmung passierte. Häufig wurde auch Aristoteles zitiert, der das Losverfahren
als demokratisch bezeichnet habe. Allerdings ging dabei häufig vergessen, dass
Aristoteles ein Kritiker der antiken Demokratie war, bei der die meisten politischen
Ämter per Los besetzt wurden. In den Medien geisterte zudem die Idee einer
Volksinitiative herum, mit der ein Komitee mit dem Namen «Génération Nomination»
um Charly Pache (FR, piraten) das Losprinzip zur Bestellung des Nationalrats einführen
wolle. 7

Lorenz Hess (bdp, BE) störte sich an der geringen Stimm- und Wahlbeteiligung in der
Schweiz. Die "Dauertiefstimmbeteiligung" von unter 50% verzerre die Resultate bei
Wahlen und Abstimmungen und stelle auf die Dauer eine Gefahr für das politische
System Schweiz dar. Mit einer nach den eidgenössischen Wahlen 2015 eingereichten
parlamentarischen Initiative forderte der Berner Nationalrat deshalb die Einführung
einer Stimmpflicht. Der Kanton Schaffhausen kenne diese bereits seit 1892 und weise
deshalb stets stark überdurchschnittliche Partizipationsraten aus. Das Schaffhauser
System könne problemlos von allen Kantonen übernommen werden: Es seien
entsprechend eine Altersgrenze von 65 Jahren und Entschuldigungsgründe (Militär-
oder Zivilschutzdienst, berufliche oder familiäre Verpflichtungen, Krankheit, schwere
Erkrankung Angehöriger oder Ferienabwesenheit) zu regeln. Die Höhe der Busse, die
vollumfänglich den Kantonen zugute kommen solle, sei von diesen selber zu bestimmen.

Die SPK-NR lehnte den Vorstoss Anfang 2017 mit 22 zu 2 Stimmen deutlich ab. Das
Stimmrecht sei ein Recht und keine Pflicht und beinhalte entsprechend auch das Recht
zu schweigen. Zudem bestehe die Gefahr, dass schlecht informierte Personen zur
Beteiligung gezwungen würden. Man müsse zudem bei den Ursachen ansetzen: Um zur
Beteiligung zu motivieren, müsse das politische Interesse durch neue und angemessene
Kommunikationsmittel gesteigert werden. Zudem wäre mit der Einführung eines Stimm-
und Wahlzwangs ein hoher bürokratischer Aufwand verbunden. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.01.2017
MARC BÜHLMANN

In der Ratsdebatte verteidigte Lorenz Hess (bdp, BE) seine parlamentarische Initiative,
mit der er die Einführung einer Stimmpflicht fordert. Demokratie beinhalte auch
Pflichten und nicht nur Rechte. Eine wie in Schaffhausen mit einer geringen Busse
verknüpfte Pflicht, an Abstimmungen und Wahlen teilzunehmen, könne durchaus auch
als Motivation betrachtet werden. Peter Keller (svp, NW) hielt dem Initianten eine Studie
entgegen, in welcher gezeigt werde, dass politische Beteiligung selektiv geschehe. Es sei
also nicht so, dass mehr als die Hälfte der Stimmberechtigten sich nie beteilige. Die
durchschnittliche Beteiligung von rund 50% sei also gar nicht so dramatisch. Dies sah
wohl auch der Grossteil der Nationalrätinnen und Nationalräte so: Der Initiative wurde
mit 166 zu 13 Stimmen (10 Enthaltungen) keine Folge gegeben. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.06.2017
MARC BÜHLMANN

Im Herbst 2018 lancierte die Bundeskanzlei ihre neue Abstimmungs-App «VoteInfo»
mit übersichtlichen Informationen zu allen anstehenden kantonalen und nationalen
Abstimmungen. Neben den Abstimmungserläuterungen und den wichtigsten
Argumenten können auch die Parolen der Parteien abgerufen werden. Am
Abstimmungstag selber werden zudem die Resultate des Urnengangs präsentiert und
laufend aktualisiert, sowohl auf Ebene Kanton als auch auf Ebene Gemeinde. Vorbild für
die Applikation war ein ähnliches Angebot des Kantons Zürich («Züri stimmt App»). Als
sehr erfreulich wurde in den Medien der Umstand bezeichnet, dass alle Kantone das
Vorhaben unterstützen und die entsprechenden Daten liefern. Kritik kam vom
Dachverband der Schweizer Jugendparlamente (DSJ), der im Rahmen von Easyvote –
dem Kompetenzzentrum für die Förderung der politischen Teilhabe junger
Erwachsener mittels entsprechend aufbereiteter Abstimmungsinformationen – eine
ähnliche App lancieren wollte: Die Applikation des Bundes nutze die Möglichkeiten noch
zu wenig. Bedenken äusserte auch Franz Grüter (svp, LU), der sich als Kritiker von E-
Voting einen Namen machte. Er hoffe, dass die App nicht eine Vorstufe für E-Voting
sei. 10

ANDERES
DATUM: 19.07.2018
MARC BÜHLMANN
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Föderativer Aufbau

Städte, Regionen, Gemeinden

Ein Problem vor allem der kleinen und mittleren Gemeinden ist die Rekrutierung von
politischem Personal. Kaum jemand will sich noch für ein kommunales Milizamt
engagieren. Es müssen externe Geschäftsführer angestellt, Bürgerinnen und Bürger
mittels Wahlzwang zu Ämtern überredet oder die Verwaltung gar dem Kanton anvertraut
werden. Mitte Oktober regte der Schweizerische Gemeindeverband deshalb mit einem
Vorschlag für bessere Anreizstrukturen eine Diskussion an. Entschädigungen für
Milizämter sollen von der Steuer befreit werden. Ähnlich wie bei der Feuerwehr soll der
Sold für ehrenamtlich tätige kommunale Milizpolitikerinnen und Milizpolitiker steuerfrei
werden. Die Idee wurde auch von Jean-Pierre Grin (svp, VD) im Parlament als Postulat
(14.3831) deponiert. Der Vorschlag steht allerdings in Anbetracht der Forderungen, die
Spesen von nationalen Parlamentariern zu besteuern, etwas quer in der Landschaft.
Ebenfalls auf die Stärkung des kommunalen Milizsystems zielt eine noch nicht
behandelte Motion Bulliard-Marbach (cvp, FR). Sie fordert den Bundesrat auf, ein
öffentlich zugängliches Bildungsangebot für kommunale Behördenmitglieder zu
schaffen, mit dem Steuerung und Führung auf lokaler Ebene geschult werden können.
Ideen für das Überleben des Milizgedankens auf kommunaler Ebene stossen in der
Regel zumindest in der interessierten Öffentlichkeit auf Anklang. Tatsächlich klagen fast
zwei Drittel aller Schweizer Gemeinden über Schwierigkeiten, genügend Personal für
Milizämter zu finden. Als Gründe für das schwächer werdende bürgergesellschaftliche
Engagement wurden neben der zunehmend knappen Zeit neben Beruf und Familie und
der sinkenden Wertschätzung gegenüber politischen Amtsträgerinnen und Amtsträgern
auch die Effizienzdiskussionen im Rahmen von New Public Management der 1990er
Jahre genannt. Dort habe eine Entpolitisierung der Gemeindebelange stattgefunden,
was zu einem fatalen Bedeutungsverlust lokaler Politik, einer Abnahme der Betätigung
politischer Parteien als wichtige Rekrutierungsnetzwerke und einem sinkenden Willen
geführt habe, sich für kommunale Belange zu engagieren. Es gab zudem Stimmen, die
vor dem Trend warnten, der Gemeindeverwaltung mehr Aufgaben zu übertragen und
den Gemeindepolitikern nur noch operative Tätigkeiten zu überlassen. Dies würde der
Entpolitisierung und der Entdemokratisierung lokaler Politik weiter Vorschub leisten. 11

MOTION
DATUM: 25.09.2014
MARC BÜHLMANN

Die Anzahl Gemeinden nahm auch 2014 weiter ab. Ende 2014 gab es in der Schweiz
noch 2‘324 Gemeinden. Zum Vergleich: Noch 1990 lag die Zahl selbständiger
Kommunen in der Schweiz bei 3‘021. Zwischen 1848 (3'205 Gemeinden) und 1990 hatte
sich die Zahl der Gemeinden zwar ebenfalls reduziert, dies war aber weniger auf
Fusionen als vielmehr auf Eingemeindungen in Städte zurückzuführen und der Bestand
blieb während rund 140 Jahren praktisch stabil. Der seit rund 20 Jahren anhaltende
starke Trend zu Gemeindezusammenschlüssen dürfte auch in den nächsten Jahren
anhalten. In zahlreichen Kantonen gibt es Pläne für umfassende Gebietsreformen. So
etwa im Kanton Graubünden wo es in einigen Jahren nicht mehr rund 150, sondern nur
noch 50 Gemeinden geben soll oder im Kanton Bern, wo die rund 380 Gemeinden
ebenfalls zu noch 50 Kommunen fusioniert werden sollen. Auch im Kanton Freiburg gibt
es Pläne, die 164 Gemeinden auf noch 35 Gebietseinheiten zu reduzieren. Weil neben
reinen Effizienzgründen auch zunehmend gesellschaftspolitische Aspekte wie
Milizsystem, politische Vertretung oder bürgernahe Verwaltung bei Fusionsprozessen
mitdiskutiert werden, schienen weniger Projekte zu scheitern. Allerdings kamen viele
Projekte auch gar nicht zur Abstimmung, weil die lokale Identität an vielen Orten nach
wie vor sehr stark ist was zum Rückzug von Fusionsbemühungen führen kann. 12

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2014
MARC BÜHLMANN

L'Association des Communes Suisses (ACS) a lancé en 2019 «l'Année du travail de
milice». Avec une série de collaborations et d'évènements, l'objectif consiste à
renforcer le système de milice et développer des solutions afin qu'il puisse perdurer. 13

ANDERES
DATUM: 01.01.2019
DIANE PORCELLANA
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Wahlen

Wahlen in kantonale Parlamente

Im Kanton Aargau gingen die Sozialdemokraten und die Frauen als Siegerinnen aus den
Parlamentswahlen hervor. Die SP, welche in allen Bezirken eine Listenverbindung mit
den Grünen eingegangen war, konnte ihre sieben Sitzverluste aus dem Jahre 1989
wieder ausgleichen und wurde mit 44 Mandaten und 19,8% Wähleranteil wieder zur
stärksten Partei. Die bürgerlichen Parteien FDP, SVP und CVP spannten ebenfalls in
vielen Bezirken zusammen. Die Erosion der FDP und vor allem der CVP setzte sich
allerdings fort. Während die FDP mit vier Mandatsverlusten den Schaden begrenzen
konnte, musste die CVP inklusive den Sitz der Jungen Liste Zurzach
(Fraktionsgemeinschaft) acht Sitzverluste verkraften, wobei allerdings die Junge CVP
(Liste Junge Leute Baden und Muri) zwei Mandate eroberte. Unter den bürgerlichen
Regierungsparteien konnte einzig die SVP ihren Bestand um zwei Sitze auf 36 erhöhen
und auch ihren Wähleranteil verbessern. Die Wähleranteile der vier grossen Parteien
haben sich einander angenähert und bewegen sich zwischen 17,7% und 19,8%. Die
Grünen verloren vier von elf Sitzen. Die kleinen Parteien der Mitte, der Landesring und
die EVP, verloren je einen Sitz. Hingegen konnte die Auto-Partei wiederum kräftig
zulegen. Nachdem sie bei ihrem ersten Auftritt 1989 zwölf Mandate erobert hatte,
gewann sie jetzt nochmals sieben Sitze hinzu und erreichte 9,5% Wähleranteil. Den
grössten Sieg verzeichneten jedoch die Frauen. Sie konnten 26 Sitze zusätzlich erobern
und erreichten mit 63 Mandaten einen Anteil von 31,5%. Den höchsten Frauenanteil
verzeichnete die SP mit 65,9%. Unter den zwölf abgewählten Männern war Heinrich
Buchbinder (sp) der Prominenteste. Die starke Erhöhung des Frauenanteils war zum Teil
auch als Reaktion der weiblichen Wahlberechtigten auf die Nichtwahl Christiane
Brunners (sp) als Bundesrätin zurückzuführen. Die Stimmbeteiligung war mit 45% relativ
hoch, nachdem sie 1989 mit knapp 36% einen Tiefpunkt erreicht hatte. Die höhere
Beteiligung kann teilweise damit erklärt werden, dass gleichzeitig mit den kantonalen
Wahlen auch eidgenössische Abstimmungen stattfanden. 14

WAHLEN
DATUM: 07.03.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Bei den Walliser Grossratswahlen setzte sich der Erosionsprozess der CVP/CSP, welche
vier Mandate von bisher 79 und 3,5% Wähleranteil einbüsste, weiter fort. Zwar ist die
rückläufige Tendenz der Christlichdemokraten hier langsamer als in den anderen
Landesgegenden, die CVP hat aber seit 1961 stetig Verluste hinnehmen müssen und
immerhin insgesamt 13 Mandate eingebüsst. Auf der Gewinnerseite standen die FDP
sowie die SP, welche je zwei zusätzliche Sitze erobern konnten. Die unter
verschiedenen Namen auftretenden Liberalen (LP Sierre, Hérens, Sion, Entremont,
Centre libéral et indépendant Martigny, Liste Parti chrétien-social/libéral Conthey)
konnten ihren Besitzstand von fünf Mandaten halten und bilden weiterhin eine Fraktion
(sie hatten nach den letzten Wahlen unter Beizug von zwei auf christlichsozialen und
unabhängigen Listen gewählten Parlamentariern einen Zusammenschluss erwirkt). Die
Frauen konnten ihre Sitzzahl um fünf auf 14 erhöhen (10,8%). 15

WAHLEN
DATUM: 07.03.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Bei den Solothurner Wahlen ergaben sich im Gegensatz zu 1989 nur wenige
Sitzverschiebungen. Der allgemeinen Tendenz entsprechend gehörte die CVP auch hier
zu den Verliererinnen; mit drei Mandatsverlusten und 1,2% weniger Wähleranteil konnte
sie den Schaden aber in Grenzen halten. Auch die GP musste einen ihrer neun Sitze
abgeben. Davon profitieren konnte die SP, welche insgesamt drei Mandate
hinzugewann, aber auch die FDP, die einen Sitz zurückeroberte, nachdem sie 1989 elf
Mandate verloren hatte. Weder die neu antretende SVP, noch die Schweizer
Demokraten oder die kleinen Parteien der Mitte, LdU und EVP, konnten einen Sitz
ergattern. Für Aufsehen sorgte die Tatsache, dass sowohl die AP als auch die SD
Kandidaten in andern als ihren Wohnbezirken aufstellten. Die SD blieb auch mit dieser
Methode weiterhin erfolglos, während die AP mit sieben Mandaten auf dem Stand der
letzten Wahlen verharrte. Auch die Jungliberale Bewegung, welche in Olten mit einer
eigenen Liste kandidierte, blieb erfolglos; in den übrigen Bezirken figurierten die
Jungliberalen auf der Liste der FDP. Auf der Gewinnerseite befanden sich vor allem die
Frauen, welche mit 50 Mandaten (34,7%) ihren Anteil gegenüber den letzten Wahlen
mehr als verdreifachen konnten (zu Beginn der Legislatur waren es 16, am Ende 22
Rätinnnen gewesen). Der sogenannte "Brunner-Effekt" führte unter anderem dazu, dass
ähnlich wie im Kanton Aargau verschiedene prominente männliche Abgeordnete,
darunter auch der Präsident der Solothurner SP, abgewählt wurden. 16

WAHLEN
DATUM: 28.03.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Bei den Parlamentswahlen im Kanton Neuenburg ergab sich ein Rechtsrutsch. Die FDP
und die LP gewannen je vier Sitze hinzu; die SP verlor sechs Sitze und 5,8%
Wähleranteil. Auch die Grünen erlitten zwei Verluste (ein 1989 auf der "Liste libre"
Gewählter war der Fraktion der grünen Partei "Écologie et Liberté" beigetreten). Indem
die Bürgerlichen acht von zehn Sitzen, die sie im Jahre 1989 verloren hatten,
zurückgewannen, konnten sie ihre knappe Mehrheit von 59 auf 67 von 115 Sitzen
ausbauen. Eine längerfristige Analyse lässt erkennen, dass die Neuenburger Wahlen seit
1981 durch abwechselnde Pendelausschläge zwischen dem bürgerlichen und dem linken
Lager gekennzeichnet sind. In Wähleranteilen ausgedrückt ist die LP mit 33,4% die
stärkste Partei, während die SP mit 39 Sitzen aber über ein Mandat mehr verfügt. Die
Stimmbeteiligung sank gegenüber 1989 um 4%, wobei in den traditionell eher links
wählenden Bezirken La Chaux-de-Fonds und Le Locle eine um 7% resp. 5% geringere
Beteiligung zu verzeichnen war. Im übrigen wurden verschiedene bekannte
Persönlichkeiten wie der Fraktionspräsident der SP, der PdA-Parteisekretär sowie der
Präsident der Neuenburger Grünen nicht mehr gewählt. Die Frauen konnten ihre
Vertretung verdoppeln und erreichten einen Anteil von 32,8%. 17

WAHLEN
DATUM: 18.04.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Bei der alljährlich eine Woche nach der Innerrhoder Landsgemeinde stattfindenden
Erneuerungswahl des Innerrhoder Parlaments, in welchem neben der CVP offiziell keine
anderen Parteien existieren, wurden vier Frauen neu in den 65köpfigen Rat gewählt,
womit deren Vertretung auf sieben anstieg. 18

WAHLEN
DATUM: 02.05.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Bei den Gesamterneuerungswahlen für den Ausserrhoder Kantonsrat, die alle drei Jahre
im Majorzwahlverfahren eine Woche nach der Landsgemeinde durchgeführt werden,
wurden im ersten Wahlgang alle wiederkandidierenden bisherigen Ratsmitglieder
bestätigt, weshalb im wesentlichen keine Veränderung des Kräfteverhältnisses der
verschiedenen Gruppierungen stattfand. Die parteipolitische Zusammensetzung ist nur
ungefähr zu bestimmen, da viele Ratsmitglieder nur einer Partei nahestehen, ihr aber
nicht angehören. Rund vier Fünftel der Kantonsratsmitglieder sind der FDP zuzuordnen,
die übrigen verteilen sich auf SP, CVP und SVP. Die Anzahl der Sitze im Rat wurde im
übrigen von 58 auf 63 erhöht, wovon vor allem die Frauen profitieren konnten, die zehn
Mandate erobern konnten (bisher vier). 19

WAHLEN
DATUM: 06.06.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Grosse Verschiebungen in der parteipolitischen Zusammensetzung ergaben sich bei
den Wahlen in den Grossen Rat des Kantons Genf. Für die Verschiebungen im linken
Spektrum war der wichtigste Grund das Nichtzustandekommen des seit rund dreissig
Jahren praktizierten Wahlbündnisses zwischen Sozialisten und Kommunisten.

Der Konflikt nahm seinen Anfang in der Genfer Regierung. Dem seit zwölf Jahren im
Amt stehenden sozialdemokratischen Regierungsrat Grobet verweigerte die
Parteileitung wegen der Amtszeitbeschränkung die Kandidatur für eine vierte
Amtsperiode, worauf dieser aus der Partei austrat und sich auf der Liste der PdA mit
dem Namen "Alliance de gauche — Parti du travail, solidarités, indépendants" als
unabhängigen Kandidaten aufstellen liess. Da er sich auf einer neuen Liste bewarb,
musste er gemäss den geltenden Regelungen auch für den Grossen Rat kandidieren. Die
bereits vorher erarbeitete Bündnisplattform zwischen SP, PdA und Grünen wurde
darauf von der SP-Generalversammlung mit 98 zu 85 Stimmen für ungültig erklärt,
wodurch der Entscheid zur Listenverbindung sowohl mit der Alliance als auch mit der
GP aufgehoben wurde. 20

WAHLEN
DATUM: 10.09.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Durch diesen Alleingang verlor die SP bei den Wahlen sechs ihrer 21 Mandate und über
5% Wähleranteil. Auch die Grünen mussten einen Verlust von fünf Sitzen sowie eine
Einbusse von über 4% Wähleranteil hinnehmen. Mit 7,9% der Stimmen schaffte die GP
das Quorum von 7% nur noch knapp. Von diesen Verlusten konnte die "Alliance de
gauche" als linke Sammelbewegung mit der PdA an der Spitze profitieren. Sie erhielt 21
Sitze und 19% Wähleranteil (PdA 1989: 8 Sitze, 8,0% Wähleranteil). Damit erhöhte der
rot-grüne Block seine Vertretung um insgesamt zwei Sitze auf 44. Die bürgerliche
"Entente", zusammengesetzt aus FDP, CVP und LP, legte insgesamt sieben Mandate zu
und erreichte mit 56 von hundert Sitzen eine komfortable Mehrheit in der Legislative.
Innerhalb der Entente gewannen die LP fünf und die FDP zwei Sitze hinzu, während die
CVP mit 14 Mandaten stagnierte. Die insgesamt neun Sitzgewinnne des bürgerlichen

WAHLEN
DATUM: 17.10.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT
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und rot-grünen Lagers gingen alle auf Kosten des rechtsnationalistischen, aus der
früheren Vigilance entstandenen "Mouvement patriotique genevois (MPG)", welches
nicht mehr als eigene Liste, sondern zusammen mit der SVP erfolglos unter dem
Listennamen "Unis pour Genève" antrat. Als Konkurrenz vor allem zur CVP, teilweise
aber auch zum radikal-liberalen Lager kandidierte erstmals eine rechtsbürgerliche Liste
namens "Défi – pour une économie forte et imaginative", die aus Kreisen des Gewerbes
und der Auto-Partei entstanden war. Mit 3,2% Wähleranteil blieb aber auch sie
chancenlos. Der Frauenanteil stieg von 32 auf 36%, wobei die weibliche Vertretung
wiederum bei der SP am höchsten ausfiel (60%). Von allen kantonalen Parlamenten
blieb damit dasjenige Genfs das frauenfreundlichste. 21

Bei den Gesamterneuerungswahlen für acht Kantonalparlamente (BE, GL, GR, JU, NW,
OW, VD, ZG) kam es nur zu leichten Sitzverschiebungen. Die FDP und die SVP konnten
mit fünf, respektive drei Sitzgewinnen ihren Aufwärtstrend insgesamt leicht fortsetzen,
wobei dieser in den verschiedenen Kantonen nicht einheitlich verlief. In Zug, wo die
SVP zum ersten Mal antrat, erreichte sie auf Anhieb Fraktionsstärke. Die CVP konnte
ihre Erosion bremsen und büsste gesamtschweizerisch - vor allem dank fünf
Sitzgewinnen in Ob- und Nidwalden - nur einen Sitz ein, wobei sie in Zug mit drei Sitzen
die meisten Mandate verlor. Die SP konnte im Kanton Waadt drei Sitze dazugewinnen,
büsste aber insgesamt vier Sitze ein. Gleich sechs Mandatsverluste und somit den
grössten Aderlass musste die Grüne Partei hinnehmen, wobei die Verluste im Kanton
Bern mit vier Sitzeinbussen am empfindlichsten waren. Dafür konnte im Kanton Bern
die Auto-Partei (neu Freiheits-Partei) fünf Sitze dazugewinnen. 

Sehr ausgeprägt bestätigte sich auch dieses Jahr der Zuwachs des Frauenanteils in den
Kantonalparlamenten. Während in Bern 16 Frauen neu ins Parlament einzogen, waren es
im Kanton Waadt und im Graubünden je 10, was im Graubünden einer Verdoppelung
des Frauenanteils gleichkommt. (Der Vergleich basiert auf den kantonalen Wahlen 1990.
Später ins Parlament nachrutschende bzw. zurücktretende Frauen wurden nicht
berücksichtigt.) Obwalden und Nidwalden konnten ihren Frauenanteil ebenfalls fast
verdoppeln. Lediglich im Kanton Jura blieb der Frauenanteil konstant. Insgesamt waren
in den acht Kantonen von 855 gewählten Parlamentsmitgliedern 169 Frauen (19,8%),
wobei die SP mit 50 einmal mehr am meisten Frauen in die kantonalen Legislativen
schickte. Gesamtschweizerisch lag der Frauenanteil in den kantonalen Parlamenten
Ende 1994 bei 21% (1993: 19,1%), wobei sich Genf mit 36% weiterhin an der Spitze
befindet. Glarus bildet mit 7,5% das Schlusslicht. 

Deutlich manifestierte sich auch im Berichtsjahr eine sinkende Wahlbeteiligung, ein
Trend, von dem lediglich der Kanton Waadt leicht abwich. Im Kanton Baselland, wo es
sechs zusätzliche Mandate im Landrat zu verteilen gab, fanden Ergänzungswahlen statt.

WAHLEN
DATUM: 01.01.1994
EVA MÜLLER

Im Nidwaldner Landrat konnte die CVP mit drei Sitzgewinnen die absolute Mehrheit
zurückerobern und hält nun 33 der 60 Sitze. Ein Sitzgewinn ging auf Kosten der
Liberalen (fdp), die anderen zwei auf Kosten der rot-grünen Oppositionspartei
Demokratisches Nidwalden, die neu nur noch sechs Mitglieder stellt. Deren Kampf
gegen die Nagra-Endlagerpläne am Wellenberg, vorab aber die Kritik an der
Exportpolitik der Pilatus-Flugzeugwerke, wurden vom Stimmvolk nicht honoriert. Die
Frauen, allesamt bürgerlich, konnten ihre Sitzzahl um sechs auf 13 erhöhen. 22

WAHLEN
DATUM: 13.03.1994
EVA MÜLLER

Im Baselbiet wurde der Landrat mit sechs Laufentaler Sitzen von 84 auf 90 Sitze
aufgestockt. Dabei war der Wahlausgang geprägt vom jahrelangen und ziemlich
ausgeglichenen Kampf um die Kantonszugehörigkeit des Laufentals: Pro-Berner und
Pro-Baselbieter erhielten je drei Sitze. Bei einer Stimmbeteiligung von 49% ging die
Liste der FDP und Proberner (VBL) dank eines Restmandats mit drei Sitzen als klarer
Sieger der Ergänzungswahlen hervor, die basellandfreundlichen Freisinnigen gingen leer
aus. Zwei Mandate gingen an die CVP, lediglich eines an die SP. Keinen Erfolg erzielen
konnten die im Laufental neu gegründete SVP und die SD. Leer gingen auch die Frauen
aus; sämtliche neuen Sitze gingen an Männer. 23

WAHLEN
DATUM: 22.03.1994
EVA MÜLLER
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Im 55köpfigen Obwaldner Kantonsrat konnte die CVP mit neu 37 Sitzen zwei Mandate
hinzugewinnen; zehn ihrer Abgeordneten gehören dem christlich-sozialen Flügel an.
Innerhalb der Fraktion kam es insofern zu einer Gewichtsverschiebung, als die CVP
einen Sitz einbüsste und die CSP drei Sitze hinzugewinnen konnte. Die CVP allein verlor
damit ihre absolute Mehrheit. Die Liberalen (FDP) konnten ihre Sitze halten, das
Demokratische Obwalden verlor einen der bisher fünf Sitze. Die Auto-Partei, die zum
zweiten Mal antrat, konnte ihren Wähleranteil von 0,2% im Jahre 1990 nicht erhöhen.
Fast verdoppeln konnten die Frauen ihren Anteil mit neu elf Kantonsrätinnen. Die
Stimmbeteiligung von 43% fiel für Obwaldner Verhältnisse tief aus. 24

WAHLEN
DATUM: 27.03.1994
EVA MÜLLER

Bei der Wahl des 200köpfigen Berner Grossrats konnten die Parteien des rechten
Spektrums zulegen: die Auto-Partei (heute Freiheits-Partei) erzielte mit einem
aggressiven Wahlkampf fünf Sitzgewinne und hält neu sechs Mandate, die
Eidgenössisch-Demokratische Union erzielte einen Sitzgewinn. Trotz Gewinnen am
rechten Rand dürften sich die politischen Gewichte jedoch nur geringfügig
verschieben: die klar dominierenden bürgerlichen Parteien SVP (71) und FDP (35) gehen
mit unveränderter Sitzzahl in die nächste Legislatur und behalten so eine Mehrheit von
106 Sitzen. Die SP bleibt trotz drei Sitzverlusten mit 54 Mandaten die zweitgrösste
Partei im Grossen Rat. Über die Klinge springen musste jedoch als prominentestes
Opfer der SP der noch amtierende Grossratspräsident Peter Bieri. Die Schweizer
Demokraten, der LdU und die CVP verloren je einen Sitz. Die EVP konnte drei Sitze
dazugewinnen, das Grüne Bündnis zwei. Vier Sitze verloren dafür die in der GPS
organisierten Grünen: die Grüne Partei Bern ist neu nicht mehr im Parlament vertreten,
während Junges Bern/Freie Liste noch auf zehn (-2) Mandate kommt. Eigentliche
Gewinnerinnen dieser Kantonalwahlen waren die Frauen, welche 16 Grossratsmandate
zulegen konnten und nun 51 von 200 Sitzen stellen. Unter den 21 abgewählten
Grossräten befand sich keine einzige Frau. 25

WAHLEN
DATUM: 17.04.1994
EVA MÜLLER

Im 120köpfigen Bündner Grossen Rat kam es, wie das Majorzsystem erwarten liess, zu
keinen grossen parteipolitischen Verschiebungen. Die Bürgerlichen dominieren in
Graubünden fast unverändert, wobei die zwei stärksten Parteien SVP und CVP je einen
Sitz einbüssten; die FDP realisierte zwei Gewinne. Die CSP und die DSP konnten ihre
Sitze halten, die SP verlor einen Sitz. Nicht mehr im Parlament vertreten sind die
Unabhängige Demokratische Partei Davos und die Linke Alternative. Gut schnitten die
Frauen ab: der Frauenanteil erfuhr mit neu 18 Kantonsrätinnen eine Verdoppelung. 26

WAHLEN
DATUM: 01.05.1994
EVA MÜLLER

Bei den Landratswahlen Im Kanton Glarus konnte die FDP als einzige Partei ihre Sitzzahl
vergrössern (+4). Die Gewinne gingen auf Kosten der SVP (-1) und der SP (-1). Zwei lokale
Gruppierungen, die Freie Liste Mitlödi und Junge Biltner, die 1990 je einen Sitz
gewannen, traten nicht mehr an. Die CVP und die Grünen konnten ihre Sitze im
80köpfigen Landrat verteidigen. Mit neu sechs Landrätinnen bleiben die Frauen in
Glarus weiterhin stark untervertreten. Wiesen 1990 die Kantone Schwyz und Appenzell
Innerrhoden noch einen geringeren Frauenanteil auf, so verzeichnete Glarus Ende 1994
gesamtschweizerisch den geringsten Frauenanteil. 27

WAHLEN
DATUM: 29.05.1994
EVA MÜLLER

Das jurassische Stimmvolk entschied sich bei den Parlamentswahlen für stabile
Verhältnisse. Im sechzigköpfigen Parlament kam es nur gerade zu einer
Sitzverschiebung: Die CVP gewann einen Sitz und konnte ihre Sitzzahl von 21 auf 22
erhöhen, während die linksgrüne Gruppierung Combat socialiste einen ihrer drei Sitze
verlor. Die FDP mit 15, die SP mit 12, die CSP mit 8 und die SVP mit einem Sitz verfügen
über eine unveränderte Sitzzahl. Die Grünen, die erstmals antraten, schafften den
Sprung ins Parlament nicht. Der Frauenanteil blieb mit 13,3% unverändert. 28

WAHLEN
DATUM: 23.10.1994
EVA MÜLLER
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Wahlen in kantonale Regierungen

Im Kanton Uri war die parteipolitische Zusammensetzung der Regierung (4 CVP, 2 FDP,
1 SP) auch nicht bestritten. Als Nachfolger für den zurücktretenden Land- und
Forstwirtschaftsdirektor Zurfluh (cvp) wurde Martin Furrer gewählt. Die sechs
bisherigen Regierungsräte wurden alle bestätigt. Das beste Resultat erreichte der neue
Landammann Stadler. Zum ersten Mal gelang es der SP, den Landesstatthalter
(Stellvertreter des Landammanns) in der Person von Alberik Ziegler zu stellen. Die
Wahlbeteiligung lag bei 44,6%. 29

WAHLEN
DATUM: 05.04.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Von den zwölf Kandidaten für die siebenköpfige Schwyzer Regierung erreichten nur
zwei im ersten Wahlgang bei einer Beteiligung von 38,4% das absolute Mehr:
Landammann und Finanzdirektor Marty (cvp) und seine Parteikollegin Margrit Weber-
Röllin. Der zweite Wahlgang brachte keine Änderung der seit 1944 geltenden
"Zauberformel" für die parteipolitische Zusammensetzung (4 CVP, 2 FDP, 1 SP).
Überraschend war aber, dass die beiden bisherigen Regierungsräte Bruhin (fdp) und
Wyrsch (sp) hinter die drei Neuen, Kälin (cvp), Camenzind (fdp) und Inderbitzin (cvp) zu
stehen kamen. Die Beteiligung betrug im zweiten Wahlgang lediglich 14,4%, was die
niedrige Motivation der Bevölkerung angesichts der drei sich gegenseitig
unterstützenden Regierungsparteien widerspiegelte. Die zwei grünen Kandidaten sowie
jener der Demokratischen Autopartei stellten keine ernstzunehmende Konkurrenz
dar. 30

WAHLEN
DATUM: 26.04.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Spannungslos und ohne Überraschungen verlief die Bestätigung der fünf bisherigen
Regierungsräte im Kanton Schaffhausen, da weder Demissionen noch
Kampfkandidaten  angesagt waren. Ein besonderes Merkmal dieser Wahlen bestand in
der Tatsache, dass die Mehrheit der Stimmzettel (über 58%) leer oder ungültig
eingegeben wurde. Das beste Resultat erzielte Ernst Neukomm (sp). Die Beteiligung
sank von 68,2% bei den letzten Wahlen auf 60,2%. 31

WAHLEN
DATUM: 30.08.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Bei der Gesamterneuerungswahl der fünfköpfigen Aargauer Regierung, welche seit 1988
nicht mehr im selben Jahr wie die Parlamentswahlen stattfindet, kämpften sieben
Kandidaten und eine Kandidatin um die Wählergunst. Die frei werdenden Sitze der zwei
zurücktretenden Regierungsräte, Rickenbach (fdp) und Schmid (sp), liessen eine
Konkurrenzsituation innerhalb der bürgerlichen Parteien entstehen, da die SVP einen
zweiten Sitz forderte. Ausserdem stellte die Auto-Partei, welche über 13,2%
Wähleranteil verfügt, National- und Grossrat Moser als Kampfkandidat gegen den
sozialdemokratischen Bewerber auf, der den seit 1985 einzig verbliebenenen Sitz seiner
Partei verteidigte. Im ersten Wahlgang schafften die drei Bisherigen Wertli (cvp),
Siegrist (svp), Pfisterer (fdp) sowie Nationalrat Silvio Bircher (sp), Nachfolger für den
bisherigen Erziehungsdirektor Schmid, das absolute Mehr. (Für Bircher rückte der 1991
abgewählte Zbinden in den Nationalrat nach.) Die hohe Stimmbeteiligung von 59,9%
war unter anderem darauf zurückzuführen, dass die Wahlen gleichzeitig mit der
Abstimmung über den Beitritt zum EWR stattfanden. Im zweiten Wahlgang gelang es
der freisinnigen Kandidatin Stéphanie Mörikofer, den zweiten Sitz der FDP gegen die
Bewerber der SVP und EVP sowie gegen den wild kandididierenden und von der Auto-
Partei unterstützten Luzi Stamm (fdp) zu verteidigen. Die als erste Frau in die Aargauer
Regierung gewählte Kandidatin distanzierte ihren Herausforderer aus der SVP mit über
14'000 Stimmen klar. Wie üblich in zweiten Wahlgängen fiel die Stimmbeteiligung mit
22% sehr gering aus. 32

WAHLEN
DATUM: 20.12.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Wie bei den Neuenburger Parlamentswahlen fand auch bei den Wahlen in die Regierung
ein Rechtsrutsch statt. Es gelang dem Bürgerblock, zusammengesetzt aus FDP und LP,
die seit 1989 herrschende rot-grüne Dominanz in der Regierung schon im ersten
Wahlgang zu sprengen. Pierre Hirschy (lp), welcher erst seit 1992 im Amt ist, erreichte
das beste Resultat, gefolgt von seinem Parteikollegen Jean Guinand, welcher die
Nachfolge von Jean Cavadini übernahm. Ebenfalls neu in die Regierung wurde Maurice
Jacot (fdp) gewählt. Die beiden bisherigen Sozialdemokraten Francis Matthey und
Pierre Dubois landeten auf den beiden letzten Plätzen. Der Parteilose, dem links-grünen
Lager zugehörige und von der SP, PdA und der GP unterstützte Michel von Wyss wurde
nicht mehr gewählt. Diese Abwahl wurde nicht zuletzt auch seiner Profillosigkeit sowie
seiner umstrittenen Spitalpolitik zugeschrieben. 33

WAHLEN
DATUM: 18.04.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Die Genfer Regierungswahlen, welche jeweils vier Wochen nach den Parlamentswahlen
stattfinden, waren einerseits durch die Trennung des bisherigen SP-Regierungsrats
Grobet von seiner Partei geprägt, andererseits hatte der Bürgerblock durch die
erfolgreichen Parlamentswahlen Auftrieb erhalten. Die bürgerliche Entente stellte eine
Siebner-Liste auf, während sich die neu gegründete "Alliance de gauche" zusammen mit
der SP und den Grünen erst nach langem Zögern und internen Grabenkämpfen für eine
gemeinsame Sechser-Liste entschieden. Die Strategie der bürgerlichen Parteien, alles
auf eine Karte zu setzen und dem durch die internen Spannungen geschwächten links-
grünen Spektrum keinen Sitz mehr zuzugestehen, hatte bei der Wählerschaft Erfolg.
Zum ersten Mal in der Nachkriegsgeschichte eroberten die bürgerlichen Parteien
sämtliche Regierungssitze. Die FDP konnte ebenso wie die LP einen zusätzlichen Sitz
gewinnen. Ihr bisheriger Staatsrat, Guy-Olivier Segond, erreichte das beste Resultat,
während der neue Gérard Ramseyer das Schlusslicht bildete. Die Liberalen konnten
neben ihren beiden Bisherigen, Olivier Vodoz und Claude Haegi, mit Martine
Brunschwig Graf die erste Frau in die Genfer Regierung Einsitz nehmen lassen. Bei der
CVP wurde der Bisherige Jean-Philippe Maître als Drittbester wiedergewählt, während
der Neue Philippe Joye auf dem zweitletzten Rang landete. Entgegen den Erwartungen
aufgrund des guten Resultates bei den Parlamentswahlen landete der umstrittene
Grobet unter den nichtgewählten rot-grünen Kandidaten sowohl hinter den beiden
Sozialdemokraten, der erstmals kandidierenden Micheline Calmy-Rey und dem
Bisherigen Bernard Ziegler, als auch dem Grünen Rebeaud. Ganz abgeschlagen waren
der Linksalternative Ducommun der Liste "Solidarités" und PdA-Nationalrat Jean
Spielmann. Die Wählerschaft der Entente, von welcher nur ein Fünftel die Einheitsliste
verändert eingelegt hat, zeigte mehr Linientreue als die Linke, deren Anhängerschaft
ihre Einheitsliste zu einem Drittel verändert in die Urne legte. Unter den Verlierern war
also nicht nur die SP wie bei den Parlamentswahlen, sondern die gesamte Linke. Die
Stimmbeteiligung von 41,9% war deutlich höher als bei den letzten Regierungswahlen
(33,2%) und bei den Parlamentswahlen (35,4%). 34

WAHLEN
DATUM: 14.11.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Bei den Wahlen in die Kantonsregierungen erlitten die links-grünen Kräfte Niederlagen
in den Kantonen Genf, wo die Linke gänzlich aus der Exekutive verdrängt wurde, und
Neuenburg, wo die bis 1989 geltende Formel der parteipolitischen Zusammensetzung
der Regierung wieder hergestellt wurde. Die Walliser Regierung blieb parteipolitisch
gleich zusammengesetzt, im Kanton Solothurn blieb sogar die personelle Besetzung
unverändert. Erstmals ist in Genf eine Frau in der Exekutive vertreten. Bis Ende des
Berichtsjahres waren damit von 166 kantonalen Exekutivämtern elf (6,6%) von Frauen
besetzt.

WAHLEN
DATUM: 30.12.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Bei den Wahlen in die Kantonsregierungen kam es parteipolitisch in vier Kantonen zu
einer neuen Zusammensetzung: In Glarus konnte die SP der CVP einen Regierungssitz
wegnehmen, in Baselland gewann die CVP einen Sitz auf Kosten der SVP. Im Waadt
verlor die FDP einen Sitz zugunsten der Grünen, während im Jura der Combat socialiste
und die CSP ausschieden und der FDP und der SP den Wiedereintritt in die Regierung
ebneten. Auffällig ist die Nichtbestätigung gleich dreier bisheriger
Regierungsmitglieder: Jules Landolt (cvp, GL), Odile Montavon (combat socialiste, JU)
und Philippe Pidoux (fdp, VD) wurden nicht wiedergewählt. Deutlich ist auch die
Zunahme des Frauenanteils in den Exekutiven: Baselland und Zug wählten ihr erstes
weibliches Regierungsmitglied, während Appenzell Ausserrhoden auf Anhieb zwei
Frauen in die Regierung schickte und damit dem Beispiel des Kantons Bern folgte, der
mit Elisabeth Zölch ebenfalls eine zweite Frau in die Regierung gewählt hat. Bis Ende
des Berichtsjahres waren damit von 166 kantonalen Exekutivämtern 16 (9,6%) von
Frauen besetzt (1993: 11; 6,6%).

WAHLEN
DATUM: 01.01.1994
EVA MÜLLER

Bei den Gesamterneuerungswahlen der Bündner Regierung erreichten im ersten
Wahlgang nur die drei Bisherigen Peter Aliesch (fdp), Joachim Caluori (cvp) und Luzi
Bärtsch (svp) das absolute Mehr. Ein für sie enttäuschendes Resultat erreichte die
zuvor als chancenreich gehandelte, aber im Wahlkampf stark angegriffene
sozialdemokratische Kandidatin Anna Ratti, die deshalb nicht zum zweiten Wahlgang
antrat. Somit bleibt die SP weiterhin, und das seit 1971, von der kantonalen Exekutive
ausgeschlossen. Im zweiten Wahlgang wurden erwartungsgemäss auch der Bisherige
Aluis Maissen (cvp) und der Neue Klaus Huber (svp) gewählt, welcher den
zurücktretenden Christoffel Brändli (svp) ersetzt. Die Beteiligung im zweiten Wahlgang
war mit 16,3% mager, weil die zwei Regierungssitze nach dem Rückzug von Anna Ratti

WAHLEN
DATUM: 13.03.1994
EVA MÜLLER
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konkurrenzlos bereitstanden. 35

Obwohl gleich zwei Regierungssitze neu zu besetzen waren – die erste Regierungsrätin
der Schweiz, Hedi Lang (sp), und Alfred Gilgen (ex-ldu) traten zurück –, erlebte der
Kanton Zürich einen für seine Verhältnisse ruhigen Wahlkampf. Die SVP, die nur ein
Jahr zuvor mit ihrer Wahlkampagne zu den Regierungswahlen der Stadt Zürich die
ganze Schweiz polarisiert hatte, gab sich dieses Mal moderat. Schon früh war klar, dass
die Entscheidung zwischen drei Frauen fallen würde. Das Rennen machten schliesslich
Rita Fuhrer (svp), die vom geschlossenen Auftreten des bürgerlichen Fünfertickets
profitierte, und die Parteipräsidentin der Grünen, Nationalrätin Verena Diener. Die SP-
Kandidatin Vreni Müller-Hemmi erreichte zwar das absolute Mehr, fiel aber als
überzählig aus der Wahl. Die SVP hat damit ihren 1991 an die SP verlorenen zweiten Sitz
zurückerobert, während die Grünen erstmals in der Zürcher Regierung vertreten sind.
Die fünf wiederkandidierenden Regierungsräte waren ungefährdet: Das Spitzenresultat
erzielte wie vier Jahre zuvor Finanzdirektor Eric Honegger (fdp), gefolgt von Ernst
Buschor (cvp), Ernst Homberger (fdp), Moritz Leuenberger (sp) und Hans Hofmann (svp).
Keine Chance hatten hingegen LdU-Kandidat Anton Schaller und Ernst Frischknecht
(evp). Die Wahlbeteiligung betrug nur gerade 36.7 Prozent, obwohl die briefliche Wahl
in Zürich kurz zuvor erleichtert worden war. 36

WAHLEN
DATUM: 31.12.1995
EVA MÜLLER

Kantonale Ersatzwahlen

Als Nachfolger des in den Nationalrat gewählten Comby (fdp) wurde Serge Sierro (fdp),
Stadtpräsident von Sierre, gewählt. Da im Kanton Wallis keine stillen Wahlen erlaubt
sind, kam die normale Wahlprozedur, obwohl sich nur ein Kandidat für die Nachfolge
Combys bewarb, zur Anwendung. Bei einer Wahlbeteiligung von 36,3% legten mehr als
ein Viertel einen leeren Wahlzettel ein. 37

WAHLEN
DATUM: 16.02.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Für den aus gesundheitlichen Gründen zurückgetretenen (und kurz nach der Ersatzwahl
verstorbenen) René Bärtschi (sp) wurde Dori Schaer-Born (sp) bei einer
Wahlbeteiligung von 34,1 % in die Berner Regierung gewählt. Nach Leni Robert ist
damit zum zweiten Mal eine Frau in die Berner Kantonsregierung gewählt worden. Sie
distanzierte ihre Herausforderer von der Auto-Partei und der Eidgenössisch-
Demokratischen Union — der Kandidat der EDU wurde auch vom kantonalen
Gewerbeverband unterstützt — sehr deutlich. 38

WAHLEN
DATUM: 17.05.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Für den zurückgetretenen Max Egger (cvp) wurde in Solothurn im zweiten Wahlgang bei
einer Beteiligung von 40,8% Thomas Wallner (cvp) gewählt. Nationalrat Ernst
Leuenberger (sp), welcher den im Jahre 1985 an die CVP verlorenen Regierungssitz
zurückerobern wollte, wurde im zweiten Wahlgang relativ deutlich distanziert, nachdem
im ersten Durchgang die Resultate der beiden Kandidaten noch sehr nahe beieinander
gelegen hatten. 39

WAHLEN
DATUM: 17.05.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Bei den Ersatzwahlen für die zurückgetretenen jurassischen Regierungsräte Mertenat
(sp) und Brahier (fdp) erreichte im ersten Wahlgang bei einer Beteiligung von nur 42,9%
(1990: 1. Wahlgang: 61,6%) keiner der Kandidaten das absolute Mehr. Die beiden
Kandidaten der SP und der FDP, Jacques Stadelmann und Ständerat Michel Flückiger,
landeten hinter Odile Montavon von der links-grünen Organisation "Combat socialiste"
und Pierre Kohler (Junge CVP). Im zweiten Wahlgang, bei welchem die Beteiligung
52,4% betrug, wurden überraschenderweise beide Aussenseiter gewählt. Der
29jährige, auf einer freien Liste kandidierende Kohler erreichte mit einem
Stimmenanteil von 45,5% das beste Resultat, während Odile Montavon, welche bei den
letzten Gesamterneuerungswahlen im zweiten Wahlgang unterlegen war, an zweiter
Stelle mit 37,9% der Stimmen gewählt wurde. Stadelmann und Flückiger erzielten nur
31,5% resp. 30,1%. Ohne eigene Kandidatur hat die CVP somit in der Regierung die
Mehrheit erlangt, und anstelle der SP vertritt Combat socialiste, welcher im Parlament
nur mit drei Sitzen repräsentiert ist, fortan die Anliegen der Linken. Mit Odile Montavon
wurde zum ersten Mal eine Frau in die jurassische Regierung gewählt. Wiederum muss
die ursprünglich antiseparatistische FDP, wie von Beginn der Kantonsgründung im Jahre
1978 bis 1986, auf eine Regierungsbeteiligung verzichten. 40

WAHLEN
DATUM: 27.06.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Kommunale Wahlen

Im Sankt Galler Stadtrat (Exekutive) blieb die parteipolitische Zusammensetzung (2
CVP, 2 FDP, 1 SP) gleich; für das Amt des abtretenden Karl Rudolf Schwizer (cvp) kam es
zu einer Kampfwahl, wobei aber der Herausforderer des LdU, Reto Antenen, gegen den
von der CVP nominierten Nachfolgekandidaten Franz Hagmann klar unterlag. Das beste
Ergebnis erzielte der bisherige Stadtammann Christen (sp). Die Stimmbeteiligung bei
den Exekutivwahlen fiel mit 51% relativ hoch aus. 41

WAHLEN
DATUM: 27.09.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Gleichzeitig mit der Wahl der Berner Gemeinderäte fand auch die Wahl für das bisher
vom Freisinnigen Bircher gehaltene Stadtpräsidium statt. Im ersten Wahlgang erreichte
niemand das absolute Mehr. 43,2% der Stimmen entfielen auf Klaus Baumgartner (sp),
Theres Giger (fdp) erzielte 28,2% und Josef Bossart (cvp) 17%. Im zweiten Wahlgang
wurde, nachdem die freisinnige Giger nicht mehr kandidierte, Klaus Baumgartner von
rund 62% der Stimmenden bei einer Beteiligung von 33,7% gewählt. Sein Konkurrent
Bosshart (cvp), welcher von den rechtspopulistischen Parteien, nicht aber von FDP und
SVP unterstützt wurde, erhielt 36% der Stimmen. 42

WAHLEN
DATUM: 24.01.1993
AUTOR UNBEKANNT

Bei den Wahlen in die siebenköpfige Exekutive von Lausanne erreichte im ersten
Wahlgang keiner der zwölf Kandidaten das absolute Mehr. Immerhin konnten sich alle
vier bisherigen Regierungsmitgieder des rot-grünen Spektrums vor den Kandidaten der
bürgerlichen Entente und den Aussenseitern plazieren, wobei der Grüne Brélaz an der
Spitze landete. Im zweiten Wahlgang wurde bei einer Beteiligung von 30% sowohl die
bisherige Mehrheit der rot-grünen Regierung als auch die parteipolitische
Zusammensetzung bestätigt. Das beste Resultat erzielte Pierre Tillmanns (sp), gefolgt
von Brélaz (gp), Stadtpräsidentin Yvette Jaggi (sp) und Jean-Jacques Schilt (sp). Auf der
Seite der bürgerlichen Entente, welche eine Viererliste mit drei Freisinnigen und dem
bisherigen Liberalen Rosset präsentierte, wurde der bisherige Finanzdirektor und
Nationalrat Olivier Chevallaz (fdp) abgewählt. Für die FDP wurden die beiden Neuen
Francis Thévoz – ein ehemaliger Linker, der erst im zweiten Wahlgang von seiner Partei
nominiert worden war – und Doris Cohen-Dumani gewählt. 43

WAHLEN
DATUM: 14.11.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Wahlen des Stadtrates und des Gemeinderates waren in Zürich durch einen
aussergewöhnlich harten Kampf geprägt. Zürcher Wahlkampfthemen wie das
Wohlgroth-Areal und die SVP-Inseratekampagne über "die Linken und die Netten" (mit
den Netten waren die anderen bürgerlichen Parteien gemeint) fanden in der ganzen
Schweiz Beachtung, wobei vor allem der politische Stil umstritten war. Die SVP-Negativ-
Kampagne, welche die Schuld an Kriminalität, Drogenelend und Arbeitslosigkeit in
Zürich pauschal der linken Regierungsmehrheit in die Schuhe schob und nicht davor
zurückschreckte, in ihren Inseraten eine falsche Graphik zur Kriminalität zu verwenden,
fiel jedoch nicht nur durch ihre argumentatorische Härte auf. Sie wurde auch als der
teuerste Wahlkampf eingeschätzt, den eine Lokalpartei in der Schweiz je geführt hat. 

In der Zürcher Stadtregierung kam es dann nicht zur angestrebten bürgerlichen
Wende: Die bürgerlichen Parteien konnten ihre Vertretung auf Kosten der EVP zwar von
drei auf vier Mandate erhöhen, doch die rot/grün/christlich-soziale Mehrheit stellt mit
der Wahl von Monika Stocker (gp) weiterhin fünf von neun Stadtratsmitgliedern. Mit
Monika Stocker sind die Grünen erstmals in der Stadtzürcher Exekutive vertreten; sie
übernahm den Sitz der zurücktretenden parteilosen Emilie Lieberherr (ex-sp). Die SP
besetzt mit ihren Bisherigen Ursula Koch, Josef Estermann und Robert Neukomm
unverändert drei Sitze. Die CVP konnte ihren Sitz mit Wolfgang Nigg halten, nachdem
sie sich von Willy Küng getrennt hatte. Willy Küng erreichte als von der CSP portierter
Parteiloser dann gerade noch den neunten Regierungssitz. Die beiden Freisinnigen
Hans Wehrli und Thomas Wagner, dieser mit dem Spitzenresultat, wurden
wiedergewählt; einen dritten FDP-Sitz gewann zudem Kathrin Martelli (fdp) mit dem
viertbesten Resultat. (Wehrli (fdp) war 1992 in einer Ergänzungswahl für den
zurücktretenden Kaufmann (ex-sp) gewählt worden.) Ruedi Aeschbacher (evp) wurde
nach 16 Jahren Amsttätigkeit abgewählt. Als einziger amtierender Stadtrat war er
weder auf der rot-grünen noch auf der bürgerlichen Sechserliste aufgeführt und wurde
Opfer des stark polarisierten Wahlkampfes. Die Wahl verpasst hat auch Andreas Müller
(svp), der zudem erfolglos als bürgerlicher Herausforderer gegen den
sozialdemokratischen Stadtpräsidenten Estermann antrat. 

WAHLEN
DATUM: 06.03.1994
EVA MÜLLER
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Anders als in der Exekutive büsste die Linke im Gemeinderat mit neun Sitzverlusten
ihre 1990 errungene absolute Mehrheit ein. Neu stehen 55 Sitze der rot-grünen
Parteien 57 bürgerlichen Sitzen gegenüber. Die SVP verzeichnete einen Erdrutschsieg:
ihre Fraktion im Zürcher Stadtparlament wuchs um zwölf auf 19 Sitze; die FDP legte drei
Sitze zu. Die CVP büsste weitere zwei Sitze ein, die SD verlor einen Sitz, während die
Auto-Partei ganz leer ausging. LdU und EVP verloren einen resp. zwei Sitze. Die SP
behauptete sich trotz vier Sitzverlusten als stärkste Partei, verloren haben aber ihre
Partner: Die Grünen büssten die Hälfte ihrer Sitze ein und kamen noch auf fünf
Mandate. Die Alternative Liste gab zwei Sitze an die Frauenliste FraP ab, die neu auf fünf
Sitze kommt. Die Vertretung der Frauen erhöhte sich um sieben auf 47 von insgesamt
125 Mandaten (37,6%). 44

Kommunale Ersatzwahlen

Nachdem der im Dezember 1992 bei den letzten Gesamterneuerungswahlen bestätigte
Stadtberner Finanzdirektor Josef Bossart (cvp) auf Druck der neuen rot-grünen
Regierungsmehrheit in die Gesundheits- und Fürsorgedirektion wechseln musste, trat
er im Januar zurück. Als Nachfolgerin wurde Stadträtin Ursula Begert (svp) nominiert
und bei einer Stimmbeteiligung von 23,1% gewählt. Der von der AP und den SD
unterstützte Gegenkandidat, Jean-Daniel Flückiger von der EDU, blieb chancenlos. Mit
der Wahl Begerts konnte die SVP ihren 1992 verlorenen Sitz wieder zurückgewinnen und
verdrängte gleichzeitig die CVP aus der Regierung. Die Wahl Begerts hat auch eine
historische Dimension, weil zum ersten Mal in einer schweizerischen Exekutive die
Frauen die Mehrheit bilden. 45

WAHLEN
DATUM: 02.05.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Eidgenössische Wahlen

Die Wahlbeteiligung sank im Vergleich zu 1987 um einen halben Punkt auf 46% und
erreichte somit einen neuen Tiefststand seit der Einführung des Proporzwahlrechts
1919. Allerdings zeichnete sich eine Verlangsamung des Rückgangs in der Beteiligung ab;
ohne die Erweiterung des Kreises der Wahlberechtigten durch die sich stark
unterdurchschnittlich beteiligenden 18- und 19jährigen hätte das Niveau der letzten
Wahlen wohl gehalten werden können. In elf Kantonen nahm die Wahlbeteiligung
gegenüber 1987 ab; deutliche Abweichungen im Vergleich zu den nationalen Tendenzen
ergaben sich unter anderem im Tessin, wo die Beteiligung von einem traditionell hohen
Niveau noch um über sieben Prozentpunkte auf 67,5% anstieg; das spektakuläre
Auftreten einer neuen Partei (Lega) in der traditionellen Tessiner Parteienlandschaft
kann als Grund für diese Entwicklung gelten. Im Kanton Jura hingegen sank die
Beteiligung um 8,2 Prozentpunkte auf 43,4%. In diesem jungen Kanton scheint die
anfänglich sehr hohe politische Mobilisierung wegen des Konflikts um die
Kantonsgründung abzuklingen. Die übrigen grösseren Veränderungen – in den Kantonen
Glarus, Uri, Obwalden und den beiden Appenzell – betrafen die kleinen Wahlkreise, in
denen die Möglichkeit der Auswahl unter mehreren Kandidaten – im Gegensatz zu
reinen Bestätigungswahlen – in hohem Masse die Beteiligung bestimmt. Weit
überdurchschnittliche Beteiligungen wiesen, abgesehen von den Kantonen Tessin und
Schaffhausen – letzterer kennt den Stimmzwang – auch Luzern, Wallis und Solothurn
auf. Deutlich unterdurchschnittlich war die Wahlbeteiligung wie schon in früheren
Jahren in den protestantischen Kantonen der welschen Schweiz und in Graubünden.

Drei Motive können für die abnehmende Wahlbeteiligung ausgemacht werden. Das
erste betrifft das in der Schweiz verbreitete Phänomen, dass sich Enttäuschung über
die Regierung nicht vorwiegend im Wechsel zu Nichtregierungsparteien ausdrückt,
sondern sich auch in der vorübergehenden oder dauerhaften Abstinenz manifestiert.
Ein zweites Motiv liegt in der aus institutionellen Gründen geringeren Bedeutung von
Wahlen in der halbdirekten Demokratie. Sachabstimmungen, aber auch Initiative und
Referendum bieten für viele genügend Ausdrucksmöglichkeiten für politische
Präferenzen. Ausserdem haben die Wahlen in der Schweiz keinen direkten Einfluss auf
die Besetzung der Regierung. Schliesslich können in den grossen Wahlkreisen wie
Zürich oder Bern die Flut von Listen und Kandidaturen eine derart unübersichtliche
Situation schaffen, dass eine Auswahl schwierig wird. 46

WAHLEN
DATUM: 20.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Aussenpolitik

Auslandschweizer

La révision de la loi fédérale sur les droits politiques des Suisses de l'étranger, proposée
en août par le gouvernement, prévoit, comme principale modification, l'introduction du
droit de vote par correspondance depuis l'étranger pour les membres de la Cinquième
Suisse. Subséquemment les cantons auront, selon ce projet, la possibilité de centraliser
l'organisation liée à l'exercice de ces droits afin de décharger les communes. Le
matériel de vote voyagera directement entre les autorités responsables en Suisse et les
citoyens expatriés, sans transiter par les représentations consulaires ou diplomatiques
helvétiques. L'information sur la vie politique et le déroulement des scrutins sera
assurée par Radio Suisse Internationale ainsi que par la Revue Suisse, bien qu'il soit
envisagé de les compléter par d'autres moyens audio-visuels. 47

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.08.1990
BRIGITTE CARETTI

Une première tentative afin d'autoriser cette forme de vote échoua en 1985, après que
le Conseil fédéral eut pris connaissance des résultats mitigés de la procédure de
consultation. Un second essai, qui aboutit à l'actuel projet, fut initié par l'adoption par
les deux Chambres, en 1987 et 1988, d'une motion du député Stucky (prd, ZG) (86.944).
Ce mouvement fut renforcé par la décision du Conseil fédéral d'avril 1989, octroyant
aux étrangers demeurant en Suisse le droit de participer, par correspondance, aux
élections et votations de leur pays d'origine. Les motivations d'ordre psychologique
sont, pour le gouvernement, importantes dans ce contexte. Il s'agit, d'une part,
d'assurer l'égalité des citoyens devant la loi et, d'autre part, de permettre aux Suisses
de l'étranger de participer plus activement à la vie du pays, en faisant abstraction de
considérations pécuniaires ou pratiques.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.08.1990
BRIGITTE CARETTI

Landesverteidigung

Landesverteidigung und Gesellschaft

Avant même que le projet Armée 95 ne soit réalisé, un débat s'est engagé sur les
futures réformes que devra subir la défense nationale suisse. Un groupe de travail
présidé par le conseiller aux Etats Otto Schoch (prd, AR) et réunissant députés,
professeurs et représentants de l'économie privée a ainsi publié un rapport critiquant
les modifications actuelles et proposant une professionnalisation de l'armée. Selon ces
experts, les nouvelles missions confiées à l'armée (tâches de police, protection de
l'environnement, travaux d'intérêt général, etc.) sont déplacées, les militaires ne devant
qu'assurer la défense armée. Surtout, le rapport considère le nouveau concept de
défense comme dépassé; il ne devrait ainsi être considéré que comme une étape
transitoire et devrait céder ensuite la place à une armée composée d'un noyau
important de militaires professionnels. A l'appui de cette thèse figure l'idée selon
laquelle les armes modernes sont d'une telle complexité que leur maîtrise requiert un
entraînement quasi quotidien. Le DMF a fortement critiqué l'analyse du groupe de
travail et contesté ses conclusions, assurant notamment que la multifonctionnalité de
l'armée était nécessaire et qu'un corps de professionnels serait beaucoup trop
onéreux. Pour sa part, Kaspar Villiger a cependant déclaré que, dès l'an 2005, de
nouvelles réformes seraient nécessaires, en particulier en raison des données
démographiques; ainsi, sans perdre son caractère de milice, l'armée pourrait encore
voir ses effectifs réduits d'environ 100'000 hommes. 48

BERICHT
DATUM: 03.12.1994
SERGE TERRIBILINI

Devant l'assemblée générale de la Société suisse des officiers (SSO), le chef du DMF
Adolf Ogi a déclaré qu'il serait souhaitable de créer une petite formation de
professionnels au sein de l'armée dont la mission serait la participation à des
opérations de maintien de la paix à l'étranger. De l'avis du conseiller fédéral, la
création d'un corps de soldats professionnels participant à ce genre d'opérations de
prévention des conflits est, au vu de l'état actuel de la menace, indispensable à la
sécurité du pays. Président sortant de la SSO, l'ancien directeur de l'Office fédéral des
réfugiés, Peter Arbenz, a exprimé des opinions similaires. Il a en outre relevé qu'à ses
yeux, l'armée devait sans tarder subir de profondes mesures de réorganisation. Les
effectifs des troupes devraient notamment être réduits de moitié, de 400'000 à
200'000 hommes. L'obligation de faire du service militaire serait remplacée par un
devoir général de servir, que ce soit dans l'armée, le service civil ou les pompiers. 49

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.09.1997
ALEXANDRE FÜZESSÉRY
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Militärorganisation

Depuis le premier janvier, le DMF a cédé sa place à une nouvelle structure, le DDPS
(Département de la défense, de la protection de la population et des sports) et possède
un nouveau chef de l’Etat-Major général, le commandant de corps Hans-Ulrich
Scherrer. Devant un millier de collaborateurs à Zurich, ce dernier a exprimé son
attachement à l’armée de milice et s’est opposé à toute solution luxueuse en matière
d’armement. Il s’est également prononcé pour une application souple du principe de
neutralité. Par ailleurs, le chef du DDPS Adolf Ogi a dévoilé les grandes lignes du rapport
sur la politique de sécurité qui ont été arrêtées par le Conseil fédéral. Ce rapport, qui
s’inspire principalement du travail de la Commission Brunner et des réactions qu’il a
suscité, devrait être rendu public en 1999. Les points forts seront un renforcement de
la coopération internationale, l’armement des soldats suisses à l’étranger et une
politique de neutralité souple et pragmatique. Le concept d’une armée de milice serait
maintenu. 50

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 15.09.1998
FRANÇOIS HUGUENET

Öffentliche Finanzen

Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

Gemäss Vox-Analyse widerspiegelte sich die Homogenität und hohe Zustimmung zum
Haushaltsziel darin, dass viele gesellschaftliche Merkmale wie Geschlecht, Schulbildung,
Erwerbsgrad, berufliche Stellung, Haushaltseinkommen oder Alter in keinem
signifikanten Zusammenhang mit dem Abstimmungsverhalten standen. Obwohl die
Gegnerschaft vor allem den Einwand der sozialen Unverträglichkeit erhoben hatte, fiel
die Ablehnung der Vorlage bei den Rentner nicht höher aus, eher im Gegenteil.
Grössere Verhaltensunterschiede ergaben sich nur in sprachregionaler und
parteipolitischer Hinsicht. Während das bürgerliche Lager (87%) geschlossen hinter
dem Haushaltsziel stand, waren die Sympathisanten der rot-grünen Parteien
skeptischer; aber auch sie stimmten mit deutlicher Mehrheit (61%) der Vorlage zu. 51
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